
 

 
 
 

Begründung 
 

zum Bebauungsplan sowie zur Satzung über Örtliche Bauvorschriften „Bangertweg“, 
Stadt Rauenberg 
 
 
Planungsstand : 
frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit/der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 
 
 

I. Lage des Plangebietes 
 
 
Die mit dem Bebauungsplan-Entwurf „Bangertweg“ überplanten Flächen liegen am süd-östlichen Rand der 

Stadt Rauenberg. Sie beinhalten die Flächen der bestehenden Gebäudestruktur nördlich der „Weinstraße“ 

sowie die Bauflächen entlang der „Burggrafensteige“ und des „Bangertweg“. 

Die Bestandsbebauung weist eine nahe der ehemaligen Bahntrasse historisch gewachsene Gebäudestruk-

tur auf überwiegend schmal geschnittenen Einzelgrundstücken auf. Sie ist städtebaulich geprägt oder um-

geben von geschlossenen, den Straßenraum eng begrenzenden Gebäudezeilen bzw. durch Gebäude mit 

einer einseitigen Grenzbebauung. 

Die „Dielheimer Straße“ und die „Weinstraße“ verlaufen in einer Tallage. In Richtung Norden bzw. Osten 

zeichnet sich die Topografie durch die hier steil ansteigenden Hänge aus. 

 

 
 

Abbildung aus dem Ortsplan der Stadt Rauenberg mit Darstellung des Geltungsbereiches 
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II. Rechtliche Grundlagen 
 
 

Regionalplan 

Das Plangebiet ist in der Raumnutzungskarte des „Einheitlicher Regionalplan Rhein-Neckar“ als „bestehen-

der Siedlungsbereich“ dargestellt. Die vorgenommene Abgrenzung des Plangebietes sowie die Planungsin-

halte stehen somit nicht im Widerspruch zu regionalplanerischen Vorgaben. 

 

Flächennutzungsplan 

Der Bebauungsplan „Bangertweg“ wird gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem rechtskräftigen Flächennut-

zungsplan des Gemeindeverwaltungsverbandes Rauenberg entwickelt. 

 

 
 

Auszug aus dem rechtskräftigen Flächennutzungsplan  
des Gemeindeverwaltungsverbandes Rauenberg  

mit Kennzeichnung des angrenzenden Geltungsbereiches 
 
 

Wahl des Verfahrens 

Die überplanten Flächen sind weitestgehend bebaut und stellen, trotz einzelner bisher noch nicht in An-

spruch genommener Flächen, einen im Zusammenhang bebauten Teil der Stadt Rauenberg dar. 

Mit diesem Hintergrund und aufgrund des Umstandes, dass die zulässige Grundfläche im Plangebiet eine 

Größe von 20.000 m² nicht überschreitet, erfolgt die Aufstellung des Bebauungsplanes auf der Grund-

lage des § 13 a BauGB im „beschleunigten Verfahren“. 

Neben der Sicherung der bestehenden ortstypischen Strukturen liegt eine wesentliche Zielsetzung der Be-

bauungsplan-Aufstellung in der Innenentwicklung. 
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Aus den im Vorfeld der Planung durchgeführten umfangreichen Untersuchungen heraus wurde deutlich, 

dass die Überplanung der Flächen des Geltungsbereiches keine erheblichen Umweltauswirkungen zur Folge 

haben wird. 

Auch gibt es keine Anhaltspunkte dafür, dass Erhaltungsziele und Schutzzwecke von „NATURA 2000“-

Gebieten gestört werden oder Vorhaben mit der Planung in Verbindung stehen, die eine Pflicht zur Durch-

führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung zur Folge haben. 

Im Hinblick auf das gewählte Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes kann des Weiteren die Fest-

stellung getroffen werden, dass sich im näheren Umfeld des Plangebietes kein Betrieb befindet, welcher in 

der Liste des Regierungspräsidium Karlsruhe als „Störfallbetrieb“ aufgeführt ist. 

 

Gesetzliche Grundlagen 

Die Grundlagen für die Aufstellung des Bebauungsplanes „Bangertweg“ sowie für den Verfahrensablauf sind 

das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. I S. 3634), zu-

letzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394), die Verordnung über die 

bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung – BauNVO) in der Fassung vom 21.11.2017 

(BGBl. I S. 3786), geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176), die Ge-

meindeordnung (GemO) für Baden-Württemberg in der Fassung der Bekanntmachung vom 24.07.2000 

(BGBl. S. 581, S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 04.04.2023 (GBl. S. 137), sowie 

die Planzeichenverordnung vom 18.12.1990, geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. 

I S. 1802). 

 

Zusammen mit der Aufstellung des Bebauungsplanes erlässt die Stadt Rauenberg für das Plangebiet eine 

Satzung über Örtliche Bauvorschriften.  

Rechtsgrundlage hierfür ist die Landesbauordnung (LBO) für Baden-Württemberg in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 05.03.2010 (GBl. Nr. 7 S 358), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 

07.02.2023 (GBl. S. 26/41). 

 
 

III. Ziel und Anlass der Bebauungsplan-Aufstellung 
 
 
Der Gemeinderat der Stadt Rauenberg hat die Aufstellung des Bebauungsplanes „Bangertweg“ beschlos-

sen, um hierdurch verbindliche Aussagen über die Art und das Maß einer zukünftig hier zulässigen bauli-

chen Nutzung festzusetzen. Damit soll in diesem Bereich die ortstypische Gebäudestruktur erhalten und 

zeitgemäß weiterentwickelt werden. 

Als weiteres Ziel der Planung benennt die Stadt Rauenberg, in Anlehnung an die Forderung der Bundes- 

und Landesregierung, die Mobilisierung vorhandener Freiflächen für eine innerörtliche Bebauung. 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine Schlie-

ßung der Baulücken zwischen den Gebäuden „Bangertweg“ Nr. 3 und Nr. 19 geschaffen werden. 

Gleichzeitig wird hier die Notwendigkeit gesehen, die Erschließung der im „Bangertweg“ vorhandenen Be-

standsgebäude durch eine erstmalige Herstellung der Erschließungsanlagen zu sichern, indem im Bebau-

ungsplan die für die Erschließungsanlage erforderlichen Flächen ausgewiesen und planungsrechtlich gesi-

chert werden.  
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IV. Städtebauliche Erläuterungen 
 
 
Mit der Ausstellung des Bebauungsplanes sollen hier noch vorhandene innerörtliche Freiflächen einer Be-

bauung zugeführt werden.  

 
 

 
 

Baulücken und innerörtliche Entwicklungspotenziale im Quartier „Weinstraße“ –  
„Bangertweg“ – „Burggrafensteige“ 

 
 

Eine weitere Zielsetzung liegt in der Sicherstellung der Erschließung, auch der bereits bebauten Grundstü-

cke, und dem Ansinnen, die in diesem Bereich über Jahrzehnte gewachsene städtebauliche Struktur zu 

sichern und zeitgemäß weiterzuentwickeln. 

 

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes „Bangertweg“ werden wie folgt begründet : 

 
 

1. Art der baulichen Nutzung 
 
Der überplante Bereich weist im Bestand ausschließlich eine Wohnnutzung auf. Bezugnehmend auf die sehr 

schmalen Einzelgrundstücke, die als Wohnwege konzipierten Erschließungswege sowie die Darstellung des 

Flächennutzungsplanes, setzt der Bebauungsplan die Bauflächen im Geltungsbereich als „Allgemeines 

Wohngebiet“ gemäß § 4 BauNVO fest. 
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Aufgrund der vorhandenen Erschließungssituation, die auch weiterhin geprägt sein wird durch schmal gehal-

tene Straßenquerschnitte, kleine Einmündungsradien sowie nicht unerhebliche Höhenunterschiede, werden 

die im § 4 Bau-NVO genannten Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie Anlagen für sportliche Zwe-

cke als „nur ausnahmsweise zulässig“ erklärt. 

 
 

2. Maß der baulichen Nutzung 
 
Die Festsetzung der Grundflächenzahl orientiert sich am baulichen Bestand und geht von weitestgehend 

unveränderten Grundstückszuschnitten aus. Hierbei wird der im § 14 BauNVO formulierte Orientierungswert 

für ein „Allgemeines Wohngebiet“ eingehalten.  

 
 

3. Bauweise 
 
Die bestehende Bebauung ist geprägt durch Einzelhäuser, die teilweise aufgrund der schmalen Grund-

stückszuschnitte eine Grenzbebauung aufweisen, bzw. durch eine Doppelhaus-Bebauung. Der Bebauungs-

plan-Entwurf greift die vorhandenen Strukturen auf und definiert zur Erhaltung dieser städtebaulichen Struk-

tur, teilweise grundstücksbezogen, die „abweichende Bauweise“. 

 

Für die noch unbebauten Flächen der Flurstücke Nr. 6881 – Nr. 6886, die als Potenzial einer Nachverdich-

tung gelten, wird, in Anlehnung des städtebaulichen Umfeldes, die Errichtung von Einzelhäusern bzw. Dop-

pelhaus-Hälften ermöglicht. Die erforderliche Neuordnung der Grundstücke erfolgt mittels eines Umlegungs-

verfahrens. 

 

Im Hinblick auf die Flächen einer baulichen Arrondierung an der „Burggrafensteige“ formuliert der Bebau-

ungsplan für die Flurstücke Nr. 6890 – Nr. 6892 die Vorgabe einer Einzelhaus-Bebauung. Die Erschließung 

dieser zukünftigen Baugrundstücke erfolgt über den Teil der „Burggrafensteige“, in der die Anordnung öffent-

licher Parkplätze vorgesehen ist.  

Mit diesem Hintergrund lässt der Bebauungsplan hier ausschließlich Einzelhäuser zu und benennt darüber 

hinaus konkrete Flächen einer möglichen Zufahrt und Parkierung für die neu geschaffenen Bauflächen. 

 
 

4. Überbaubare Flächen 
 
Eingehend auf die vorhandene städtebauliche Struktur, weist der Bebauungsplan grundstücksbezogen die 

überbaubaren Flächen in Form von Baugrenzen aus. Unter Berücksichtigung einzuhaltender Grenz- bzw. 

Gebäudeabstände werden durch den Bebauungsplan, auch grundstücksbezogen, konkrete Erweiterungs-

möglichkeiten für die Bestandsbebauung aufgezeigt.  

 

Für die derzeit noch nicht bebauten Bereiche nördliche des „Bangertweg“ bzw. östlich der „Burggrafensteige“ 

werden mit der Ausweisung der überbaubaren Flächen die einzuhaltenden Mindestabstände zum öffentli-

chen Straßenraum definiert. Die durch die Festsetzung der rückwärtigen Baugrenze formulierten Bautiefen 

ermöglichen auch ein Abrücken von der Straßenbegrenzungslinie und damit die Anlage der erforderlichen 

privaten Parkplätze entlang des Straßenraumes. 
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5. Zulässige Gebäudehöhen 
 
Der Bebauungsplan lässt maximal eine 2-geschossige Bebauung entsprechend den Vorgaben der Landes-

bauordnung Baden-Württemberg zu. Diese Vorgabe orientiert sich primär an dem im Plangebiet vorhande-

nen baulichen Bestand, aber auch an den topografischen Verhältnissen. 

Eine Differenzierung erfolgt in Form der Festsetzung nicht zu überschreitender Traufhöhen, die ihren Be-

zugspunkt in der Mitte der für das jeweilige Grundstück relevanten Erschließungsstraße haben.  

Für die Bebauung westlich der „Burggrafensteige“ wird darüber hinaus, zur Vermeidung zu hoch in Erschei-

nung tretender Wandscheiben, eine nicht zu überschreitende sichtbare Traufhöhe von 7,50 m festgesetzt. 

Diese ist definiert als das Maß, gemessen von der zukünftig an die Bebauung angrenzenden Geländeober-

kante und der Unterkante der tragenden Dachkonstruktion (Sparren). 

 

Die Festsetzung nicht zu überschreitender Traufhöhen wird im weiteren Planungsprozess noch für die Bau-

flächen „Weinstraße“ – „Bangertweg“ sowie die Flächen östlich der „Burggrafensteige“ ergänzt. 

 
 

6. Beschränkung der zulässigen Anzahl an Wohneinheiten, 
  Erhöhung der Stellplatzverpflichtung 
 
Aufgrund der auch zukünftig sehr schmalen Straßenquerschnitte und der im Plangebiet vorhandenen bauli-

chen Struktur setzt der Bebauungsplan an der „Burggrafensteige“ sowie am „Bangertweg“ die maximal zu-

lässige Anzahl an Wohneinheiten je Gebäude fest. Hiernach sollen zukünftig für eine Einzelhaus-Bebauung 

maximal „2“, für eine Doppelhaus-Hälfte maximal „1“ Wohneinheit/en zugelassen werden. 

 
 

7. Öffentliche Verkehrsflächen 
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes sollen für die Bauflächen des Geltungsbereiches die planungs-

rechtlichen Voraussetzungen für die Durchführung eine ordnungsgemäße Erschließungs-Maßnahme ge-

schaffen werden. 

Die nachfolgend erläuterte Wahl des Straßenquerschnittes war das Ergebnis eines Abwägungsprozesses 

zwischen der sich aus der Ausweisung eines „Allgemeines Wohngebiet“ in der hier vorhandenen Größe und 

Dichte ergebenden funktionalen Notwendigkeit einerseits und andererseits dem Grundsatz, mit versiegelter 

Fläche sparsam umzugehen. 

Der vorliegende Entwurf berücksichtigt die Belange der Schutzgüter „Boden“ und „Wasser“ genauso wie das 

Interesse der Stadt Rauenberg, an dieser Stelle eine für die Aufgabenstellung kostengünstige Erschlie-

ßungsform zu realisieren. 

 

Der Bebauungsplan-Entwurf sieht vor, den „Bangertweg“ von derzeit ca. 3,50 m auf 5,00 m zu verbreitern. 

Diese für einen Wohnweg sehr reduzierte Straßenbreite wird aufgrund der Nutzungsansprüche, bedingt 

durch die geringe Anzahl hierüber erschlossener Gebäude, als „vertretbar“ angesehen und lässt den Begeg-

nungsfall PKW – LKW noch zu. 

Vorgesehen ist ein höhengleicher Straßenausbau. Die öffentliche Verkehrsfläche soll den verkehrlichen Er-

fordernissen gerecht werden und gleichzeitig den Anliegern auch als Aufenthaltsfläche zur Verfügung ste-

hen. 
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Ergänzend zum derzeitigen Wegenetz wird der „Bangertweg“ im Bereich des Flurstückes Nr. 6873 an die 

„Weinstraße“ angebunden. Trotz des sich für diesen Straßenabschnitt aufgrund der Topografie ergebenden 

sehr starken Längsgefälles, hat sich der Gemeinderat der Stadt Rauenberg für diese Entwurfs-Variante ent-

schieden. Vermieden werden kann hierdurch das Entstehen eines sehr langen Erschließungsstiches, ohne 

eine ausreichend dimensionierte Wendemöglichkeit für Versorgungsfahrzeuge. 

In diesem Zusammenhang wurden in den letzten Jahren durch die Stadt Rauenberg eine Vielzahl möglicher 

Entwurfs-Varianten mit einer entsprechenden Wegemöglichkeit unter Berücksichtigung der Flächenverfüg-

barkeit und der Topografie untersucht. Insbesondere der aufgrund der starken Hanglage sich ergebende 

sehr hohe bauliche Aufwand sowie die zu berücksichtigenden Zwangspunkte aufgrund der bestehenden 

Bebauung, sprachen letztendlich gegen diese Entwurfs-Varianten. 

 

Die „Burggrafensteige“ wird im Bereich der Flurstücke Nr. 6890 – Nr. 6892 um Flächen zur Errichtung 

öffentlicher Parkplätze längs des Straßenzuges ergänzt. Die damit sich ergebende Straßenbreite von 7,00 m 

ermöglicht es, unter Berücksichtigung klar definierter Zufahrtsmöglichkeiten für die angrenzenden Grundstü-

cke, Parkraum für Besucher dieses Quartiers zur Verfügung zu stellen. 

 

Im Bebauungsplan sind die genannten Straßenzüge als „Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung – 

Wohnweg“ mit einem höhengleichen Straßenausbau ausgewiesen. 

Für die „Burggrafensteige“ soll sich durch die Gestaltung und das zukünftige Erscheinungsbild die Wohnqua-

lität sowie die Befahr- und Begehbarkeit der öffentlichen Flächen deutlich verbessern. 

 
 

8. Private Grünflächen 
 
Die rückwärtigen Teile der Grundstücke nördlich des „Bangertweg“ werden als „privates Grün“ ausgewiesen. 

Sie sollen auch zukünftig entsprechend der jetzigen Nutzung als Gartenland bzw. als Weinberg bewirtschaf-

tet werden. Die Erschließung dieser Grünflächen erfolgt über den am nördlichen Geltungsbereich verlaufen-

den Wirtschaftsweg. 

Da funktional die unmittelbare Verbindung zu der bestehenden Bebauung und zum „Bangertweg“ durch die 

Überplanung verloren geht hat der Gemeinderat den Beschluss gefasst, auf diesen Flächen zukünftig auch 

kleine Geschirrhütten bis 20 m³ Rauminhalt für Gerätschaften zuzulassen. 

Die Bepflanzung ist auf der privaten Grünfläche, insbesondere aufgrund der großen Sichtbarkeit und Fern-

wirkung, standortgerecht auszuführen. Das Anpflanzen von Nadelgehölzen ist an dieser dominanten Orts-

randlage somit unzulässig. 

 

Der hier traditionell anzutreffende Weinbau wird nur noch auf wenigen Parzellen der ausgewiesenen Grün-

fläche betrieben. Da die Tendenz weiter rückläufig ist, kann im vorliegenden Fall das mögliche Konfliktpoten-

tial mit der angrenzenden Wohnnutzung, verursacht durch ein Abdriften möglicherweise eingesetzter 

Spritzmittel, vernachlässigt werden. 

Durch die Bewirtschaftungsform bzw. durchzuführende Maßnahme auf den Grünflächen ist sicherzustellen, 

dass kein Oberflächenwasser von diesen Flächen auf die angrenzenden Wohnbauflächen gelangen kann. 
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V. Belange des Landschafs- und Naturschutzes 
 
 
Das Planverfahren „Bangertweg“ wird als „Bebauungsplan der Innenentwicklung“ auf der Grundlage des  

§ 13 a BauGB durchgeführt. Die Flächen des Geltungsbereiches sind weitestgehend bebaut.  

Es wird in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass die noch bestehenden Baulücken an der 

„Burggrafensteige“, aber auch entlang des „Bangertweg“, auch ohne ein verbindliches Bauleitplanverfahren 

nach § 34 BauGB als bebaubar anzusehen sind. 

Mit diesem Hintergrund wird auf die Durchführung einer Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB sowie die 

Ausarbeitung eines Umweltberichtes nach § 2 a BauGB verzichtet. 

 

Teile des Flurstückes Nr. 6894 liegen innerhalb des Landschaftsschutzgebietes „Westlicher Kraichgau“.  

Das Grundstück war bereits zum Zeitpunkt der Abgrenzung dieses Schutzgebietes bebaut und unterlag der 

jetzigen Nutzung. Der Großteil dieser Flächen wird im Bebauungsplan mit diesem Hintergrund als „private 

Grünfläche“ ausgewiesen. Die Festsetzungen des Bebauungsplanes ermöglichen über den Bestand hinaus-

gehend keine, die Landschaftsschutzverordnung beeinträchtigenden Änderungen bzw. Erweiterungen. 

 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine gesetzlich geschützten Biotope.  

 

 
 

Abgrenzung bestehender Schutzgebiete und Lage geschützter Biotope  
(Quelle : LUBW, Daten- und Kartendienst 2023) 

 

Parallel des bereits seit längerer Zeit betriebenen Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplanes 

„Bangertweg“, wurde für die Flächen des Geltungsbereiches eine spezielle artenschutzrechtliche Unter-

suchung durchgeführt.  
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Das Ergebnis ist dem Bericht zu entnehmen, welcher ein gesonderter Bestandteil dieser Begründung ist. 

Demnach sind vor einer Inanspruchnahme bisher unbebauter Flächen „CEF-Maßnahmen“ für Mauereidech-

sen und Brutvögel, unter Einbeziehung einer ökologischen Baubegleitung, durchzuführen.  

Diese Maßnahmen werden im weiteren Planungsprozess konkretisiert und werden in diesem Verfahren zu 

formulierende verbindliche Vorgaben. 

 
 

VI. Örtliche Bauvorschriften 
 
 

1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen  
 
Die Bebauung an der „Weinstraße“, dem „Bangertweg“ sowie an der „Burggrafensteige“ hat einen histori-

schen Ursprung. Die getroffenen Örtlichen Bauvorschriften über die Dachgestaltung nehmen hierauf Bezug 

und sind das Abwägungsergebnis zwischen dem Wunsch nach ortsgerechten Gestaltungselementen in die-

ser exponierten Ortsrandlage einerseits und dem kommunalpolitisch gewünschten Gestaltungsspielraum für 

den Bauherrn andererseits. 

 
 

2. Gestaltung der unbebauten Flächen bebauter Grundstücke 
 
Die Festsetzung zulässiger Einfriedigungen erfolgt aus der Überlegung heraus, eine möglichst vielfältige 

Durchgrünung des Baugebietes auch durch Heckenpflanzungen zu erreichen. Massive Einfriedigungsmau-

ern sollen entlang der öffentlichen Verkehrsfläche aus gestalterischen Gründen ausgeschlossen werden.  

Es wird angeregt, im Vorgartenbereich auf Einfriedigungen gänzlich zu verzichten, um damit einen gestalte-

ten fließenden Übergang zwischen dem öffentlichen Straßenraum und der begrünten Vorgartenfläche zu 

erreichen. 

 
 

3. Stellplatzverpflichtung für Wohnungen 
 
Die statistischen Zahlen auf Kreisebene belegen, dass auch am Rande des Verdichtungsraumes die Anzahl 

der PKW je Wohneinheit einen Wert von annähernd 1,5 erreicht hat. Die Diskrepanz zwischen der Anwen-

dung des § 37 (1) LBO und dem tatsächlichen PKW-Bestand lässt ein Defizit von Stellplätzen erwarten, für 

das im Plangebiet öffentliche Parkierungsflächen nicht in ausreichender Anzahl zur Verfügung gestellt wer-

den können. 

 

Die Entwurfskonzeption sieht aufgrund des reduzierten Straßenquerschnittes einen höhengleichen Straßen-

ausbau vor. Die Straße soll dabei sowohl eine Erschließungsfunktion haben als auch einen Lebensraum für 

die Bewohner, und hier insbesondere für die Kinder. Aufgrund der Gegebenheiten im baulichen Bestand 

können PKW-Stellplätze ausschließlich für Besucher vorgehalten werden.  

Ein darüberhinausgehender Parkplatzbedarf kann auf öffentlichen Flächen nicht abgedeckt werden, so dass 

aufgrund der beengten Verhältnisse eine bauordnungsrechtliche Festsetzung getroffen werden muss, nach 

der die Anwohner die tatsächlich benötigte Anzahl an PKW-Stellplätzen auf ihrem eigenen Grundstück anle-

gen. 
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Die Stadt Rauenberg legt daher fest, die nachzuweisende und zu errichtende Anzahl an Stellplätzen, in Ab-

hängigkeit der Größe der Wohnung, auf bis zu einem Wert von 2,0 je Wohneinheit zu erhöhen. 

 

Eine starke Beanspruchung der öffentlichen Verkehrsfläche durch den ruhenden Verkehr würde im über-

planten Quartier die nachfolgend skizzierten negativen Auswirkungen zur Folge haben : 

 

▪ Die Durchfahrt, insbesondere für Rettungs- und Versorgungsfahrzeuge, würde unvertretbar  

erschwert bzw. verhindert. 

 

▪ Die Straße würde für alle Verkehrsteilnehmer zu überübersichtlich und zu einer unvertretbaren  

Gefährdung, insbesondere für die schwächsten Verkehrsteilnehmer – die Kinder – werden. 

 

▪ Die durch die Gestaltung angestrebte Lebensqualität für die Bewohner könnte sich nicht einstellen. 

Die Straße würde ausschließlich zur Fläche für den fahrenden und ruhenden Verkehr degradiert  

und könnte nicht, wie beabsichtigt, den Anliegern auch als Ort der Begegnung dienen. 

 
 

VII. Ver- und Entsorgung des Gebietes 
 
 
Die Ver- und Entsorgung des Gebietes kann grundsätzlich als gesichert angesehen werden. 

 

Der bestehende Mischwasserkanal ist in der Lage das durch die ergänzende Bebauung entstehende zusätz-

liche Oberflächen- bzw. Schmutzwasser abzuführen. Durch beabsichtigte Umbaumaßnahmen im Umfeld 

des Plangebietes wird sich, aufgrund einer separaten Ableitung von Hinterlandwasser, das Fassungsvermö-

gen der Kanalisation verbessern.  

 
 

VIII. Bodenordnung, Erschließungskosten  
 
 
Für die Flurstücke Nr. 6881 – Nr. 6886 wird eine gesetzliche Baulandumlegung nach den Bestimmungen 

des Baugesetzbuches durchgeführt. 

 

Die Stadt Rauenberg beabsichtigt, auf der Grundlage des Bebauungsplanes für den Ausbau der „Burggra-

fensteige“ sowie des „Bangertweg“ Erschließungsbeiträge zu erheben. 

 
 

IX. Flächenbilanz 
 
 

▪ „Allgemeines Wohngebiet“  1,61 ha 

▪ öffentliche Verkehrsflächen  0,25 ha 

▪ private Grünflächen  1,01 ha 

Geltungsbereich  2,87 ha 
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Peter Seithel, Bürgermeister Architekt 

 


